
13.1.6 Grundsteuergesetz (GrStG) 

Vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 

(BGBl. I S. 2794) 

Abschnitt I.   Steuerpflicht 

§ 3   Steuerbefreiung für Grundbesitz bestimmter Rechtsträger 

(1) Von der Grundsteuer sind befreit 

(...) 

4. Grundbesitz, der von einer Religionsgesellschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

einem ihrer Orden, einer ihrer religiösen Genossenschaften oder einem ihrer Verbände für Zwecke der 

religiösen Unterweisung, der Wissenschaft, des Unterrichts, der Erziehung oder für Zwecke der 

eigenen Verwaltung benutzt wird. Den Religionsgesellschaften stehen die jüdischen Kultusgemeinden 

gleich, die nicht Körperschaften des öffentlichen Rechts sind;  

5. Dienstwohnungen der Geistlichen und Kirchendiener der Religionsgesellschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und der jüdischen Kultusgemeinden. § 5 ist insoweit 

nicht anzuwenden;  

6. Grundbesitz der Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und 

der jüdischen Kultusgemeinden, der am 1. Januar 1987 und im Veranlagungszeitpunkt zu einem nach 

Kirchenrecht gesonderten Vermögen, insbesondere einem Stellenfonds gehört, dessen Erträge 

ausschließlich für die Besoldung und Versorgung der Geistlichen und Kirchendiener sowie ihrer 

Hinterbliebenen bestimmt sind. Ist in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
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 die 

Zugehörigkeit des Grundbesitzes zu einem gesonderten Vermögen im Sinne des Satzes 1 am 1. Januar 

1987 nicht gegeben, reicht es insoweit aus, daß der Grundbesitz zu einem Zeitpunkt vor dem 1. Januar 

1987 zu einem gesonderten Vermögen im Sinne des Satzes 1 gehörte. Die §§ 5 und 6 sind insoweit 

nicht anzuwenden.  

Der Grundbesitz muß ausschließlich demjenigen, der ihn für die begünstigten Zwecke benutzt, oder 

einem anderen nach den Nummern 1 bis 6 begünstigten Rechtsträger zuzurechnen sein. Satz 2 gilt 

nicht, wenn der Grundbesitz von einem nicht begünstigten Rechtsträger im Rahmen einer Öffentlich 

Privaten Partnerschaft einer juristischen Person des öffentlichen Rechts für einen öffentlichen Dienst 

oder Gebrauch überlassen wird und die Übertragung auf den Nutzer am Ende des Vertragszeitraums 

vereinbart ist. 

(…) 

§ 4   Sonstige Steuerbefreiungen  

Soweit sich nicht bereits eine Befreiung nach § 3 ergibt, sind von der Grundsteuer befreit  

1. Grundbesitz, der dem Gottesdienst einer Religionsgesellschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, oder einer jüdischen Kultusgemeinde gewidmet ist;  
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 Anm.: Artikel 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889) nennt folgende Länder: 

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie den Ostteil Berlins, 

also das Gebiet der ehemaligen DDR. 



2. Bestattungsplätze; 

(...) 

§ 5   Zu Wohnzwecken benutzter Grundbesitz  

(1) Dient Grundbesitz, der für steuerbegünstigte Zwecke (§§ 3 und 4) benutzt wird, zugleich 

Wohnzwecken, gilt die Befreiung nur für  

(...) 

2. Wohnräume in Schülerheimen, Ausbildungs- und Erziehungsheimen sowie Prediger- und 

Priesterseminaren, wenn die Unterbringung in ihnen für die Zwecke des Unterrichts, der Ausbildung 

oder der Erziehung erforderlich ist. Wird das Heim oder Seminar nicht von einem der nach § 3 Abs. 1 

Nr. 1, 3 oder 4 begünstigten Rechtsträger unterhalten, so bedarf es einer Anerkennung der 

Landesregierung oder der von ihr beauftragten Stelle, daß die Unterhaltung des Heims oder Seminars 

im Rahmen der öffentlichen Aufgaben liegt;  

3. Wohnräume, wenn der steuerbegünstigte Zweck im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 nur 

durch ihre Überlassung erreicht werden kann;  

4. Räume, in denen sich Personen für die Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke ständig 

bereithalten müssen (Bereitschaftsräume), wenn sie nicht zugleich die Wohnung des Inhabers 

darstellen.  

(2) Wohnungen sind stets steuerpflichtig, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen.  

 


